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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Im Mai 2014 stimmte der Souverän über die Volksinitiative „Für den Schutz fairer
Löhne (Mindestlohn-Initiative)“ ab, die 2011 vom Schweizerischen Gewerkschaftsbund
(SGB) lanciert worden war. Die Initiantinnen und Initianten verlangten einerseits, dass
Bund und Kantone die Löhne in der Schweiz schützen, indem sie die Festlegung von
Mindestlöhnen in Gesamtarbeitsverträgen (GAV) fördern. Andererseits forderteten sie,
dass der Bund einen nationalen gesetzlichen Mindestlohn von CHF 22 pro Stunde
festlegen soll, was bei einer Wochenarbeitszeit von 42 Stunden und 12 Monatslöhnen
rund CHF 4'000 Bruttolohn pro Monat entsprechen würde. Mit seinen Forderungen
wollte das Initiativkomitee dafür sorgen, dass alle Arbeitnehmenden in der Schweiz von
ihrem Lohn leben können. Es hoffte zudem, damit die Armut reduzieren zu können,
Lohnunterbietung zu bekämpfen und zugleich den sozialen Frieden in der Schweiz zu
wahren. Das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) stellte fest, dass 2010 rund 9% aller
Beschäftigten und damit über 300‘000 Personen in der Schweiz weniger als die
geforderten CHF 22 verdienten. Der Bundesrat sah in einem nationalen gesetzlichen
Mindestlohn das gute Funktionieren des Arbeitsmarktes gefährdet und Arbeitsplätze
bedroht und beantragte im Januar 2013 den eidgenössischen Räten, die Initiative Volk
und Ständen zur Ablehnung zu empfehlen. Nachdem es in der Herbstsession 2013 zu
einer klassischen Staat-versus-Markt-Debatte zwischen linken und rechten
Volksvertretern gekommen war, folgten in den Schlussabstimmungen der
darauffolgenden Wintersession beide Kammern der Empfehlung des Bundesrates,
wobei 12 Ständeräte und 56 Nationalräte des linken Lagers gegen den Bundesrat
votierten und die Initiative unterstützten. Der klassische Links-Rechts-Konflikt
spiegelte sich auch in der Parolenfassung der Parteien und Verbände wider, wobei sich
eine auffallend grosse Anzahl an Verbänden zur Vorlage äusserte. Nicht überraschend
sprachen sich die Arbeitnehmerverbände dafür und die Arbeitgeberverbände im
Allgemeinen dagegen aus.
Der Abstimmungskampf zur Mindestlohn-Initiative wurde äusserst intensiv geführt.
Überraschend verzeichnete die Vorlage mehr Presseanzeigen als die gleichentags
anstehende Abstimmung zum Finanzierungsplan der Beschaffung des Kampfflugzeugs
Gripen. Die Kampagne der Befürworter wies einen vorwiegend zentralisierten Charakter
auf und wurde in erster Linie von den Gewerkschaften SGB und Unia bestritten. Die
Gegenseite setzte sich mit dem Wirtschaftsdachverband Economiesuisse, der neu
gegründeteten wirtschaftspolitischen Plattform SuccèSuisse, dem Verband der
Schweizerischen Maschinen-, Elektro- und Metall-Industrie (Swissmem), dem
Dachverband des Schweizerischen Handels (Handel Schweiz) und etlichen kantonalen
Gewerbe- und Arbeitgeberverbänden aus einer Vielzahl an lose koordinierten, potenten
und politsch erprobten Schwergewichten zusammen. Während die Pro-Seite in erster
Linie Fairness-Aspekte bei der Entlöhnung von Arbeit und die Lohndiskrimierung von
Frauen als Argumente ins Feld führte, brachten die Initiativgegner vor, dass die
Mindestlohn-Initative Sozialpartnerschaften, Arbeitsplätze sowie das duale
Bildungssystem gefährde, staatliche Interventionen Wettbewerb verzerrten und
branchenspezifische und regionale Unterschiede vom Initiativbegehren zu wenig
berücksichtigt würden.
Die Mindestlohn-Initiative scheiterte letzlich deutlich. Nur 23,7% der Partizipierenden
sprachen sich an der Urne zugunsten der Vorlage aus. Dies ist selbst im Vergleich zur
1:12-Initiative, welche im November 2013 einen Ja-Stimmenanteil von 34,7% erreichte,
ein ausserordentlich tiefer Zustimmungswert. Die Stimmbeteiligung betrug
überdurchschnittliche 55,5%. Die höchsten Ja-Anteile wurden in den Kantonen Jura
(35,9%), Genf (33,9%) und Tessin (32,0%) registriert. Die tiefste Zustimmung
verzeichneten die Kantone Appenzell Innerrhoden (12,1%), Nidwalden (12,8%) und
Schwyz (13,6%).

Abstimmung vom 18. Mai 2014

Beteiligung: 56,4% 
Ja: 687 571 (23,7%) / 0 Stände
Nein: 2 210 192 (76,3%) / 20 6/2 Stände

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.05.2014
DAVID ZUMBACH
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Parolen: 
– Ja:, SPS, GPS(2)*, CSP, SGB, TravS, Unia.
– Nein: SVP, FDP, CVP, GLP, BDP, EVP, eco, sgv, SAV.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Der VOX-Analyse zur Mindestlohn-Initiative ist zu entnehmen, dass ein Grund für die
hohe Ablehnung der Initiative im weitverbreiteten Zweifel an der Verwirklichung der
anvisierten Ziele liege. So hielt nur gerade ein Drittel der Stimmenden das Argument,
wonach Mindestlöhne die Zahl der Sozialhilfebeziehenden senke und damit Kantone
und Gemeinden entlaste, für überzeugend. Der klassische Links-Rechts-Konflikt
widerspiegelte sich auch in den Abstimmungsmustern der Parteisympathisanten. So
stimmten 70% der Anhängerinnen und Anhänger der Grünen und 55% der SP-
Gefolgschaft für die Initiative, während sie die Wählerschaft von CVP (11%), FDP (5%),
SVP (7%), GLP (18%) und BDP (7%) deutlich verwarfen. Die VOX-Analyse kam weiter zum
Schluss, dass gesellschaftliche Merkmale bei weitem nicht so stark mit dem
Stimmentscheid korrelierten wie politsche Einstellungen. So habe die Initiative nicht
mal bei den tiefsten Einkommensklassen, die direkt von einem Mindestlohn von CHF
4000 profitiert hätten, Gehör finden können. Die Befürchtung, wonach die Initiative
Arbeitsplätze vernichten würde, stellte sich im Endeffekt, so die VOX-Studie weiter, als
äusserst entscheidungsrelevant heraus. 1

Kollektive Arbeitsbeziehungen

In Bellinzona reagierten die Beschäftigten der SBB-Unterhaltswerkstätte anfangs März
mit einem unbefristeten Streik auf den Entscheid des SBB-Verwaltungsrates, den rund
400 Personen umfassenden Personalbestand massiv abzubauen. Im Rahmen einer
Restrukturierung von SBB-Cargo wollte die SBB in Bellinzona 128 Stellen abbauen, 18
nach Chiasso (TI) verlegen und 10 ins Werk Yverdon (VD) verschieben, wo in Zukunft der
Lokomotivunterhalt konzentriert werden soll. Offen war noch, wie es mit dem Bereich
Güterwagen-Unterhalt mit über 200 Beschäftigten weitergehen soll. Erwogen wurde ein
gemeinsames Projekt mit einer Privatfirma aus der Region. In der Folge zeigte sich in
der Agglomeration Bellinzona, ja im ganzen Tessin eine breite Solidarität mit den
Streikenden. In Grossdemonstrationen manifestierten die Bevölkerung, aber auch
Politiker aller Parteien und Vertreter der katholischen Kirche gegen den Stellenabbau
und die drohende Schliessung der „Officine FSS“. Obwohl die gewerkschaftlich
Organisierten unter den Streikenden mehrheitlich dem Schweizerischen
Eisenbahnerverband (SEV) angehörten, traten vor allem das betriebliche Streikkomitee
und die Gewerkschaft Unia in Erscheinung.

Eine Gesprächsrunde zusammengesetzt aus Tessiner Politikern, einer Delegation der
SBB und Bundesrat Leuenberger schlug vor, dass unter der Voraussetzung eines
Streikabbruchs die SBB den Stellenabbau vorübergehend sistieren solle. Sie hätte dann
die den Reorganisationsbeschlüssen zugrunde liegenden Berechnungen transparent zu
machen und mit den Arbeitnehmervertretern nochmals Verhandlungen über die
Zukunft der Werkstätte zu führen. Die Streikenden lehnten dieses Angebot zweimal ab.
Sie verlangten Garantien für das uneingeschränkte Weiterbestehen des SBB-Werks in
Bellinzona, wobei die Beschäftigten weiterhin dem SBB-GAV unterstellt sein müssten.
Nach genau einem Monat, am 7. April, brachen die Streikenden ihre Aktion ab, ohne
dass man sich auf eine Lösung geeinigt hätte. In der Folge wurden Verhandlungen
zwischen der SBB und den Gewerkschaften und mit alt-Nationalrat Franz Steinegger
(fdp, UR) als Vermittler aufgenommen. Diese führten nach sechs Monaten zu einer
Einigung, welche den Bestand der Werkstätte Bellinzona bis 2013 garantiert, von
dieser aber eine höhere Produktivität fordert. Die gleichzeitig mit dem Abbau in
Bellinzona beschlossene Schliessung des SBB-Cargo-Kundenzentrums in Freiburg (165
Stellen) und der Personalabbau im SBB-Werk Biel (46 Stellen) führte zwar auch zu
Protesten, aber nicht zu Arbeitsniederlegungen. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.04.2008
MARIANNE BENTELI

Der Konflikt über den Abschluss eines neuen Landesmantelvertrags im
Bauhauptgewerbe lebte im Berichtsjahr wieder auf. Die Delegiertenversammlung der
Baumeister lehnte am 24. Januar den im Vorjahr zwischen den Spitzen der Arbeitgeber-
und Arbeitnehmerverbände erzielten Kompromiss deutlich, mit 91 zu 14 Stimmen ab.
Sie beauftragte ihren Verband, Nachverhandlungen zu zwei Bereichen aufzunehmen.
Erstens über die Regeln für die Kompensation von wetterbedingten Ausfallstunden,
welche für kleine Baufirmen zu kompliziert seien, und zweitens über den von allen

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.04.2008
MARIANNE BENTELI
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Beschäftigten alimentierten «Parifonds», aus welchem neben
Weiterbildungsangeboten auch die Kosten für die Überwachung der Vertragseinhaltung
finanziert werden. Der grösste Baukonzern der Schweiz, Implenia, sowie einige weitere
grosse Unternehmen distanzierten sich allerdings von diesem Entscheid und drängten
auf einen Vertragsabschluss. Die Gewerkschaftsdelegierten stimmten ihrerseits dem
neuen Vertrag einstimmig zu; sie sprachen sich gegen Nachverhandlungen aus und
drohten mit der Wiederaufnahme der Streiks. Diese Drohung lösten sie im März ein: Auf
mehreren Baustellen in Basel und später auch in Zürich traten die Beschäftigten in
kurze, nicht angekündigte Streiks und führten Demonstrationszüge durch. In mehreren
Kantonen (Tessin, Freiburg, Waadt) desavouierten die kantonalen Baumeisterverbände
den nationalen Verband und unterzeichneten den Vertrag. Im April nahmen die
Sozialpartner ihre Gespräche auf nationaler Ebene wieder auf. Erneut fungierte Jean-
Luc Nordmann als Vermittler und hatte Erfolg. Mitte April einigten sich die
Verhandlungsdelegationen, den im Vorjahr ausgehandelten Vertrag in Kraft zu setzen.
Einige Auslegungsprobleme bei den zwei von den Baumeistern kritisierten Punkten
Ausfallzeitkompensation und Parifonds wurden geklärt und gelöst. Die
Delegiertenversammlungen der Gewerkschaften Unia und Syna sowie des
Baumeisterverbands hiessen den neuen Landesmantelvertrag Ende April gut; er wurde
auf den 1. Mai in Kraft gesetzt. 3

Im Juli kam es auf der NEAT-Baustelle am Monte Ceneri (TI) zu einer drei Tage
dauernden Arbeitsniederlegung von 50 Bauarbeitern. Gemäss Unia ging es um einen
Protest gegen Spesenregelungen. In La Chaux-de-Fonds und Neuenburg traten im
November Journalisten der Zeitungen Express und L’Impartial in einen drei Tage
dauernden Streik um gegen den Abbau von 15 Stellen zu protestieren. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.11.2008
MARIANNE BENTELI

Au Tessin, 120 employés de Trasfor, une entreprise produisant des transformateurs, ont
fait grève et bloqué l’entrée de leur site de production situé à Molinazzo di Monteggio le
8 février. Ils ont protesté contre la décision de la direction d’allonger, pour les deux ans
à venir, la durée de travail journalière de 30 minutes sans contrepartie financière. 5

ANDERES
DATUM: 08.02.2011
LAURENT BERNHARD

Au Tessin, le syndicat des services publics (SSP) a appelé les employés cantonaux à faire
grève le 5 décembre contre l’intention du gouvernement de diminuer, dans le cadre du
budget 2013, les salaires de 2%. Plus de 1'500 personnes se sont rassemblées devant le
siège de l’exécutif à Bellinzone. Ce sont surtout les enseignants qui ont suivi le
mouvement. 6

ANDERES
DATUM: 05.12.2012
LAURENT BERNHARD

Arbeitnehmerschutz

Le conseiller aux Etats Fabio Abate (plr, TI) demande la modification de l'art. 2 de la loi
sur les travailleurs détachés (LDét), afin que les employeurs étrangers détachant leurs
travailleurs en Suisse respectent les conditions salariales minimales prescrites par la loi
cantonale. Suite à l'acceptation de l'initiative populaire cantonale «Salviamo il lavoro in
Ticino», le Tessin révise sa loi sur le salaire minimal. Le parlementaire redoute que les
employeurs étrangers n'aient pas l'obligation de verser un salaire minimal à leurs
travailleurs détachés temporairement, si la portée de l'art. 2 de la LDét n'est pas
étendue. 
Le Conseil fédéral propose de rejeter la motion. Comme la nouvelle loi tessinoise
n'inclut pas les travailleurs détachés, il ne peut pas étendre le champ d'application de
la loi cantonale sur le salaire minimal dans une loi fédérale. 
Lors du passage au Conseil des Etats, la motion est acceptée par 33 voix contre 9 et 1
abstention. La CER-CN, par 13 voix contre 10 et 1 abstention, partage l'avis du Conseil
fédéral. Une minorité estime que les salaires minimaux cantonaux, comme mesures
efficaces contre le dumping salarial, doivent être étendus aux travailleurs détachés. Le
Conseil national suit l'avis de l'autre chambre par 97 voix contre 87 et 2 abstentions. La
demande a été soutenue par les groupes UDC, vert'libéral, radical-libéral et PBD. 7

MOTION
DATUM: 21.03.2019
DIANE PORCELLANA

1) BBl, 2013, 9679 f.; Lit. Bernhard; Lit. Bürgisser / Kurer / Milic / Traber / Widmer; Medienmitteilung SECO vom 29.8.13
2) BaZ, Blick und TA, 8.3.08; Presse vom 10.3.-28.3.08; AZ, NZZ und TA, 8.4.08; Lib. und NZZ, 15.3.08 (Freiburg). 
3) BaZ, 22.1. und 25.1. (Baumeister), 30.1. (Implenia und Gewerkschaften) sowie 13.3.08 (Streiks in Basel); WoZ, 31.1.08; TA,
23.2.08 und Lib., 15.3.08 (TI, FR, VD); Bund, 27.3.08 (Gespräche); TA, 2.4. und 3.4.08 (Streiks in Zürich); AZ und Bund, 15.4.08
(Einigung); TA, 29.4.08; AZ und SGT, 30.4.08 (Delegiertenversammlungen). 
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4) NEAT: TA, 14.7.08; LT, 15.7.08. Neuenburg: TA, 17.11. und 18.11.08; QJ, 15.11., 17.11. und 18.11.08.
5) CdT, 9.2.11.
6) CdT et NZZ, 6.12.12.
7) BO CE, 2018, p.752s; BO CN, 2019, p.551s; Communiqué de presse CER-CN du 27.2.19; LT, 22.3.19
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